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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszollkontingents für Ferrosilizium 
der Tarifstelle 73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
Verordnungsentwurf, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) Nr. 
3587/73 vom 28. Dezember 1973 1 ) ein vertragsmäßi- 
ges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für Fer- 
rosilizium der Tarif stelle 73.02 C des Gemeinsamen 
Zolltarifs in Höhe von 20 000 Tonnen für das Jahr 
1974 eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmöglich- 
keiten in der Gemeinschaft und der beträchtlichen 
Zunahme des Ferrosiliziumbedarfs für die Stahlher- 
stellung deckt das oben genannte Kontingent von 
20 000 Tonnen den Bedarf der Gemeinschaft an Ein- 
fuhren von Ferrosilizium aus dritten Ländern nicht 
vollständig. Es erscheint daher zweckmäßig, ein 
autonomes Gemeinschaftszollkontingent zu eröff- 
nen, das auf 25 000 Tonnen beschränkt werden sollte. 
Da die Entwicklungsaussichten des Produktionssek- 
tors in der Gemeinschaft nicht gefährdet werden 
dürfen, sollte der Zollsatz für dieses Kontingent auf 
7 v. H. festgesetzt werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz fort- 
laufend auf sämtliche Einfuhren der betreffenden 
Ware bis zur Erschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses Kon- 
tingents kann unter Beachtung der oben aufgestell- 
ten Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß bei 
der Ausschöpfung des Gemeinschaftszollkontingents 
von einer Aufteilung der Menge auf die Mitglied- 
staaten ausgegangen wird. Damit die tatsächliche 
Marktentwicklung dieser Ware weitmöglichst be- 
rücksichtigt wird, sollte diese Aufteilung entspre- 
chend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorgenom- 
men werden, der einerseits an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
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Ländern und andererseits nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für den betreffenden Kontingentszeitraum 
zu berechnen ist. 

Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Marktlage für Ferrosili- 
zium im laufenden Jahr ergibt sich im Rahmen des 
durch die obengenannte Verordnung er öffneten Zoll- 
kontingents von 20 000 Tonnen folgende prozentuale 
Beteiligung: 


Benelux 

64,75 

Dänemark 

0,75 

Deutschland 

15,00 

Frankreich 

0,25 

Irland 

1,25 

Italien 

4,25 

Vereinigtes Königreich 

13,75. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des zusätz- 
lichen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt ist, 
kann die Aufteilung der zusätzlichen Kontingents- 
menge entsprechend dem von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten genannten tatsächlichen Bedarf vorge- 
nommen werden. Dänemark, das Vereinigte König- 
reich, Irland und die drei Mitgliedstaaten, die sich zu 
der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlossen 
haben, haben einen zusätzlichen Bedarf in Höhe von 
1050, 52 250, 100 bzw. 31 050 Tonnen angemeldet. 
Der Bedarf Deutschlands kann auf 10 000 Tonnen 
geschätzt werden. Was die übrigen Mitgliedstaaten 
anbetrifft, so rechtfertigen der gegenwärtige Stand 
der Ausschöpfung ihrer Quote bei der Aufteilung 
des ersten Kontingents von 20 000 Tonnen, das durch 
die oben erwähnte Verordnung eröffnet wurde, so- 
wie die letzten wirtschaftlichen und statistischen 
Angaben zur Zeit nicht ihre Beteiligung an der in 
Aussicht genommenen Erhöhung des Gemeinschafts- 
zollkontingents. Sollte in diesen Mitgliedstaaten 
später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so hätten 
diese stets die Möglichkeit, das Verfahren gemäß 
Artikel 3 dieser Verordnung anzuwenden. Aufgrund 
dieses Aufteilungssystems kann ferner die Einheit- 
lichkeit der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gewährleistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die obengenannten Mitglied- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - 1/4 -680 70-E- Fe 11/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 
Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 20 000 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgesdiöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, und 
soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die 
ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten darüber zu unter- 
richten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1974 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
25 000 Tonnen für Ferrosilizium der Tarifstelle 
73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis zu 7 v. H. 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


einige Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, 
die vorbehaltlich der Bestimmungen des Ar- 
tikels 6 bis zum 31. Dezember 1974 gelten, be- 
laufen sich für diese Mitgliedstaaten auf folgende 
Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Irland 

Vereinigtes Königreich 


6 574 Tonnen, 
222 Tonnen, 
2 118 Tonnen, 
22 Tonnen, 
11 064 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 5000 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

Tritt in Frankreich oder in Italien ein Bedarf an Fer- 
rosilizium auf, so entnehmen diese Mitgliedstaaten 
der Reserve eine entsprechende Quote, soweit die 
Reservemenge ausreicht. 

Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teiles zu 
90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission - soweit die 
Reservemenge ausreicht - die Ziehung einer 
zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ersten 
Quote vor, die gegebenenfalls auf die höhere 
Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausge- 
schöpft, so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß 
Artikel 1 unverzüglich die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote 
vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 die 
Ziehung einer vierten Quote in Höhe der dritten 
Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht aus- 
geschöpft werden können. Sie unterrichten die 
Kommission über die Gründe, die sie veranlaßt 
haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1974. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 20 000 Tonnen auf 


Artikel 6 

Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten 
seine erste Quote am 15. Oktober 1974 nicht ausge- 
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schöpft, so überträgt er von der nicht genutzten 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ersten Quote 
übersteigt, spätestens am 10. November 1974 auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die betref- 
fende Menge nicht ausgeschöpft werden kann. 

Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. November 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1974 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1974 über die Reserve, die nach den 
in Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragun- 
gen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 


Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem Ge- 
* biet ansässigen Importeuren der betreffenden 

Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 1 1 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszollkontingents für Ferrosilizum 
mangan der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
V erordnungsentwurf , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) Nr. 
3588/73 vom 28. Dezember 1973 *) ein vertragsmäßi- 
ges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für Fer- 
rosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des Ge- 
meinsamen Zolltarifs in Höhe von 50 000 Tonnen für 
das Jahr 1974 eröffnet und auf die Mitgliedstaaten 
aufgeteilt. 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmög- 
lichkeiten in der Gemeinschaft deckt das obenge- 
nannte Kontingent von 50 000 Tonnen den Bedarf 
der Gemeinschaft an Einfuhren von Ferrosilizium- 
mangan aus dritten Ländern nicht vollständig. Es 
erscheint daher zweckmäßig, ein autonomes Gemein- 
schaftszollkontingent zu eröffnen, das auf 31 000 
Tonnen beschränkt werden sollte. Da die Entwick- 
lungsaussichten des Produktionssektors in der Ge- 
meinschaft nicht gefährdet werden dürfen, sollte der 
Zollsatz für dieses Kontingent auf 4 v. H. festgesetzt 
werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure den gleichen und kontinuierlichen Zugang zu 
diesem Kontingent haben und daß der für dieses 
Kontingent vorgesehene Kontingentszollsatz fort- 
laufend auf sämtliche Einfuhren der betreffenden 
Ware bis zur völligen Ausschöpfung des Kontin- 
gents angewandt wird. Der Gemeinschaftscharakter 
dieses Kontingents kann unter Beachtung der oben 
aufgestellten Grundsätze dadurch gewahrt werden, 
daß bei der Ausschöpfung des Gemeinschaftszoll- 
kontingents von einer Aufteilung der Menge auf die 
Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Damit die tat- 
sächliche Marktentwicklung dieser Ware weitmög- 
lichst berücksichtigt wird, sollte diese Aufteilung 
entsprechend dem Bedarf vorgenommen werden, 
der einerseits an Hand der statistischen Angaben 
über die während eines repräsentativen Bezugszeit- 
raums getätigten Einfuhren aus dritten Ländern und 
andererseits nach den Wirtschaftsaussichten für den 
betreffenden Kontingentszeitraum zu berechnen ist. 

Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Marktlage für Ferrosili- 
ziummangan in diesem Jahr ergibt sich im Rahmen 
des durch die obengenannte Verordnung eröffneten 
Zollkontingents von 50 000 Tonnen folgende prozen- 
tuale Beteiligung: 
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Benelux 

8,33, 

Dänemark 

0,62, 

Deutschland 

82,20, 

Frankreich 

0,10, 

Irland 

1,04, 

Italien 

3,54, 

Vereinigtes Königreich 

4,17. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des zusätz- 
lichen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt ist, 
kann die Aufteilung der zusätzlichen Kontingents- 
menge entsprechend dem von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten genannten tatsächlichen Bedarf vorge- 
nommen werden. Das Vereinigte Königreich, Irland, 
Deutschland und die drei Mitgliedstaaten, die sich 
zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlos- 
sen haben, haben einen zusätzlichen Bedarf von 
3400, 200, 35 000 bzw. 15 400 Tonnen angemeldet. 
Was die übrigen Mitgliedstaaten anbetrifft, so 
rechtfertigen der gegenwärtige Stand der Ausschöp- 
fung ihrer Quote bei der Aufteilung des ersten Kon- 
tingents von 50 000 Tonnen, das durch die obener- 
wähnte Verordnung eröffnet wurde, sowie die letz- 
ten wirtschaftlichen und statistischen Angaben zur 
Zeit nicht ihre Beteiligung an der in Aussicht genom- 
menen Erhöhung des Gemeinschaftszollkontingents. 
Sollte in diesen Mitgliedstaaten später ein zusätz- 
licher Bedarf auftreten, so hätten diese stets die 
Möglichkeit, das Verfahren gemäß Artikel 3 dieser 
Verordnung anzuwenden. Auf Grund dieses Auftei- 
lungssystems kann ferner die Einheitlichkeit der 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs gewähr- 
leistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die obengenannten Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 
Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 25 000 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
zusätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis 
zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese 
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Art der Verwaltung erfordert eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, die vor allem die Möglichkeit haben muß, 
den Stand der Ausschöpfung der Kontingentsmenge 
zu verfolgen und die Mitgliedstaaten hierüber zu 
unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden konnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1974 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
31 000 Tonnen für Ferrosiliziummangan der Tarif- 
stelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs er- 
öffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis auf 4 v. H. 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 25 000 Tonnen auf 
einige Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, 
die vorbehaltlich der Bestimmungen des Ar- 
tikels 6 bis zum 31. Dezember 1974 gelten, 
belaufen sich für diese Mitgliedstaaten auf fol- 
gende Mengen: 

Benelux 7 125 Tonnen, 

Deutschland 16 200 Tonnen, 

Irland 100 Tonnen, 

Vereinigtes Königreich 1 575 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 6000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Dänemark, Frankreich oder Italien ein Be- 
darf an Ferrosiliziummangan auf, so entnehmen 
diese Mitgliedstaaten der Reserve eine entspre- 
chende Quote, soweit die Reservemenge ausreicht. 


Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
glledstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teiles zu 
90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission - soweit die 
Reservemenge ausreicht - die Ziehung einer 
zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ersten 
Quote vor, die gegebenenfalls auf die höhere 
Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
unverzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 die 
Ziehung einer vierten Quote in Höhe der dritten 
Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veran- 
laßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Artikel 6 

Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten 
seine erste Quote am 15. Oktober 1974 nicht ausge- 
schöpft, so überträgt er von der nicht genutzten 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ersten Quote 
übersteigt, spätestens am 10. November 1974 auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die be- 
treffende Menge nicht ausgeschöpft werden kann. 
Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. November 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1974 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 
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Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1974 über die Reserve, die nach den 
in Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragun- 
gen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
die Restmenge an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem Ge- 
biet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 


der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszollkontingents für Ferrochrom 
mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger 
und an Chrom von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes 
Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 
für das Jahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
V er ordnungs entwurf , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) Nr. 
3589/73 vom 28. Dezember 1973 *) ein vertragsmäßi- 
ges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für Fer- 
rochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 
Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom 
von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hoch- 
raffiniertes Ferrochrom) der Zollstelle ex 73.02 E I 
in Höhe von 3000 Tonnen eröffnet und auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt. 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmöglich- 
keiten in der Gemeinschaft deckt das oben genannte 
Kontingent von 3000 Tonnen den Bedarf der Ge- 
meinschaft an Einfuhren dieser Ware aus dritten 
Ländern nicht vollständig. Es erscheint daher zweck- 
mäßig, ein autonomes Gemeinschaftszollkontingent 
zu eröffnen, das auf 20 000 Tonnen beschränkt wer- 
den sollte, da die Entwicklungsaussichten des Pro- 
duktionssektors der Gemeinschaft nicht gefährdet 
werden dürfen? aus den gleichen Gründen sollte der 
Zollsatz für dieses Kontingent auf 5,5 v. H. fest- 
gesetzt werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure den gleichen und kontinuierlichen Zugang zu 
diesem Kontingent haben und daß der vorgesehene 
Kontingentszollsatz fortlaufend auf sämtliche Ein- 
fuhren der betreffenden Ware bis zur völligen Aus- 
schöpfung des Kontingents angewandt wird. Der Ge- 
meinschaftscharakter dieses Kontingents kann unter 
Beachtung der oben aufgestellten Grundsätze da- 
durch gewahrt werden, daß bei der Ausschöpfung 
des Gemeinschaftszollkontingents von einer Auftei- 
lung der Menge auf die Mitgliedstaaten ausgegan- 
gen wird. Damit die tatsächliche Mar ktent Wicklung 
dieser Ware weitmöglichst berücksichtigt wird, 
sollte diese Aufteilung entsprechend dem Bedarf 
vorgenommen werden, der einerseits an Hand der 
statistischen Angaben über die während eines reprä- 
sentativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren 
aus dritten Ländern und andererseits nach den Wirt- 
schaftsaussichten für den betreffenden Kontingents- 
zeitraum zu berechnen ist. 

Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 365 
vom 31. Dezember 1973, S. 34 


sichtlichen Entwicklung der Marktlage für die be- 
treffende Ware im laufenden Jahr ergibt sich im 
Rahmen des durch die oben genannte Verordnung 
eröffneten Zollkontingents von 3000 Tonnen fol- 
gende prozentuale Beteiligung: 


Benelux 

5,66, 

Dänemark 

0,34, 

Deutschland 

6,17, 

Frankreich 

0,34, 

Irland 

0,01, 

Italien 

84,14, 

Vereinigtes Königreich 

3,34. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des zusätz- 
lichen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt 
ist, kann die Aufteilung der zusätzlichen Kontin- 
gentsmenge entsprechend dem von den einzelnen 
Mitgliedstaaten genannten tatsächlichen Bedarf vor- 
genommen werden. Dänemark, Frankreich, das Ver- 
einigte Königreich, Deutschland und die drei Mit- 
gliedstaaten, die sich zu der Wirtschaftsunion Bene- 
lux zusammengeschlossen haben, haben einen zu- 
sätzlichen Bedarf von 90, 7000, 6900, 4000 bzw. 1685 
Tonnen angemeldet. Was die übrigen Mitgliedstaa- 
ten anbetrifft, so rechtfertigen der gegenwärtige 
Stand der Ausschöpfung ihrer Quote bei der Auf- 
teilung des ersten Kontingents von 3000 Tonnen, 
das durch die oben erwähnte Verordnung eröffnet 
wurde, sowie die letzten wirtschaftlichen und stati- 
stischen Angaben zur Zeit nicht ihre Beteiligung an 
der in Aussicht genommenen Erhöhung des Gemein- 
schaftszollkontingents. Sollte in diesen Mitglied- 
staaten später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so 
hätten diese stets die Möglichkeit, das Verfahren 
gemäß Artikel 3 dieser Verordnung anzuwenden. 
Auf Grund dieses Aufteilungssystems kann ferner 
die Einheitlichkeit der Anwendung des Gemein- 
samen Zolltarifs gewährleistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die oben genannten Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 
Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 18 000 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
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halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserven vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, und 
soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die 
ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu verfol- 
gen und die Mitgliedstaaten darüber zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er im 
anderen Mitgliedstaat verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1974 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
20 000 Tonnen für Ferrochrom mit einem Gehalt 
an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen 
oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferro- 
chrom) der Tarif stelle ex 73.02 E I eröffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis auf 5,5 v. H. 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 2000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Irland oder in Italien ein Bedarf an der be- 
treffenden Ware auf, so entnehmen diese Mitglied- 
staaten der Reserve eine entsprechende Quote, so- 
weit die Reservemenge ausreicht. 

Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teils zu 
90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission — soweit die 
Reservemenge ausreicht - die Ziehung einer 
zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ersten 
Quote vor, die gegebenenfalls auf die höhere 
Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
unverzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehene Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veran- 
laßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Artikel 6 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 18 000 Tonnen auf 
die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 6 
bis zum 31. Dezember 1974 gelten, belaufen sich 
für diese Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Vereinigtes Königreich 


1540 Tonnen, 
85 Tonnen, 
3660 Tonnen, 
6400 Tonnen, 
6315 Tonnen. 


Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten 
seine erste Quote am 15. Oktober 1974 nicht ausge- 
schöpft, so überträgt er von der nicht genutzten 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ersten Quote 
übersteigt, spätestens am 10. November 1974 auf 
die Reserve. Er kann eine größere Menge übertra- 
gen, wenn Grund zur Annahme besteht, daß die 
betreffende Menge nicht ausgeschöpft werden kann. 
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. November 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1974 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
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sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1974 über die Reserve, die nach den 
in Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragun- 
gen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
die Restmenge an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 


2. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um den in ihrem Gebiet ansässigen 
Importeuren der betreffenden Waren freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten zu garan- 
tieren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Waren festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
meldet werden. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Ferrochrom 
mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 4 Gewichtshundertteilen oder mehr 
der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
Verordnungsentwurf, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Ferrochrom mit einem Gehalt 
an Kohlenstoff von 4 Gewichtshundertteilen oder 
mehr der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen 
Zolltarifs ist in der Gemeinschaft unzulänglich, und 
die Erzeuger können infolgedessen nicht den gesam- 
ten Bedarf der Ferrochrom verbrauchenden Indu- 
strien der Gemeinschaften decken. Es liegt daher im 
Interesse der Gemeinschaft, bei diesem Metall die 
Anwendung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für einen Zeitraum bis zum 31. Dezember 1974 
vollständig auszusetzen, und zwar in einem be- 
stimmten Rahmen, der, da die Entwicklungsaussich- 
ten des Produktionssektors in der Gemeinsdiaft 
nicht gefährdet werden dürfen, auf 60 000 Tonnen 
festgesetzt werden sollte. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz fort- 
laufend auf sämtliche Einfuhren der betreffenden 
Ware bis zur Ausschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses 
Kontingents kann unter Beachtung der oben auf- 
gestellten Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß 
bei der Ausschöpfung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents von einer Aufteilung der Menge auf die Mit- 
gliedstaaten ausgegangen wird. Damit die tatsäch- 
liche Marktentwicklung dieser Ware weitmöglichst 
berücksichtigt wird, sollte diese Aufteilung entspre- 
chend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorgenommen 
werden, der einerseits an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern und andererseits nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für den betreffenden Kontingentszeitraum zu 
berechnen ist. 

Da es sich jedoch um ein autonomes Gemein- 
schaftszollkontingent handelt, das zur Deckung des 
zusätzlichen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft be- 
stimmt ist, kann die Aufteilung der zusätzlichen 
Kontingentsmenge entsprechend dem von den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten genannten tatsächlichen Be- 
darf vorgenommen werden. Aus den vorliegenden 
wirtschaftlichen Angaben ergibt sich unter Berück- 
sichtigung der Versorgungsmöglichkeiten zum Zoll- 
satz Null in der Gemeinschaft oder bestimmten 
dritten Ländern folgender Bedarf: 


Benelux 5 718 

Dänemark 240 

Deutschland 12 708 

Frankreich 7 146 

Italien 6 354 


Vereinigtes Königreich 27 794 


Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen. 


Was Irland anbetrifft, so würden die letzten wirt- 
schaftlichen Angaben gegenwärtig nicht seine Be- 
teiligung an der Aufteilung des Zollkontingents 
rechtfertigen. Da es sich um ein Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, ist jedoch für diesen Mitglied- 
staat eine ausnutzbare Handelsquote vorzusehen, 
die 40 Tonnen betragen könnte. Auf Grund dieses 
Aufteilungssystems kann ferner die Einheitlichkeit 
der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs ge- 
währleistet werden. 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf bestimmte Mitgliedstaaten 
aufgeteilt wird und die zweite Rate als Reserve zur 
späteren Deckung des Bedarfs dieser Mitgliedstaa- 
ten im Fall der Ausschöpfung ihrer ersten Quote 
sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen Be- 
darfs in Irland bestimmt ist. Um den Importeuren 
eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, 
die erste Rate des Gemeinschaftszollkontingents ver- 
hältnismäßig hoch, im vorliegenden Fall auf 50 000 
Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
zusätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis 
zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese 
Art der Verwaltung erfordert eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, die vor allem die Möglichkeit haben muß, 
den Stand der Ausschöpfung der Kontingentsmenge 
zu verfolgen und die Mitgliedstaaten hierüber zu 
unterrichten. 


Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 
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Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1974 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinsdiaftszollkontingent von 
60 000 Tonnen für Ferrochrom mit einem Gehalt 
an Kohlenstoff von 4 Gewichtshundertteilen oder 
mehr der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemein- 
samen Zolltarifs eröffnet. 

2. Die Einfuhren dieser Ware, die bereits nach einer 
anderen Zollpräferenzregelung Zollfreiheit ge- 
nießen, werden nicht auf dieses Zollkontingent 
angerechnet. 

3. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig aus- 
gesetzt. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 50 000 Tonnen auf 
bestimmte Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quo- 
ten, die vorbehaltlich der Bestimmungen des Ar- 
tikels 6 bis zum 31. Dezember 1974 gelten, be- 
laufen sich für diese Mitgliedstaaten auf folgende 
Mengen: 


Benelux 

4 765 

Dänemark 

200 

Deutschland 

10 590 

Frankreich 

5 955 

Irland 

35 

Italien 

5 295 

Vereinigtes Königreich 

23 160 


Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen, 

Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 10 000 Tonnen 
bildet die Reserve. 


Artikel 3 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 5 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teils zu 
90 v. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission - soweit die 
Reservemenge ausreicht - die Ziehung einer 
zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ersten 


Quote vor, die gegebenenfalls auf die höhere 
Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt der Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 un- 
verzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht aus- 
geschöpft werden könne. Sie unterrichten die 
Kommission über die Gründe, die sie veranlaßt 
haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Artikel 5 

Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten 
seine erste Quote am 15. Oktober 1974 nicht ausge- 
schöpft, so überträgt er von der nicht genutzten 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ersten Quote 
übersteigt, spätestens am 10. November 1974 auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die betref- 
fende Menge nicht ausgeschöpft werden kann. 

Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. November 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1974 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 eröff- 
neten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1974 über die Reserve, die nach den 
in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Übertragun- 
gen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
die Restmenge an. 
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Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu 
ermöglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Ab- 
satz 3 angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommissfon regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

1. Den in der Anlage beigefügten Verordnungsent- 
würfen liegen die von einigen Mitgliedstaaten ge- 
stellten Anträge auf die Erhöhung oder Eröffnung 
autonomer Gemeinschaftszollkontingente für Ferro- 
silizium, Ferrosiliziummangan, hochraffiniertes Fer- 
rochrom, hochgekohltes Ferrochrom, Rohblei und 
Rohzink für das Jahr 1974 zugrunde. 

2. Die betreffenden Anträge wurden insbesondere 
auf einer Konsultationssitzung der Sachverständigen 
aller Mitgliedstaaten, die am 12. Februar 1974 statt- 
fand, auf der Grundlage der von den zuständigen 
Instanzen vorgelegten wirtschaftlichen Angaben und 
Vorausschätzungen geprüft. Hierzu ist zu bemerken 
- wie die Kommission immer wieder erklärt hat 
daß es bei den autonomen Gemeinschaftszollkontin- 
genten nicht genügt, systematisch eine Kontingents- 
menge in Höhe des geschätzten Bedarfs an Einfuhren 
aus den dritten Ländern zu eröffnen. Diese Berech- 
nungsart kann zu Nachteilen auf dem Sektor der 
Gemeinschaftsproduktion führen oder auch eine et- 
waige Expansion dieses Sektors verhindern. Dies 
trifft ganz besonders in den vorliegenden Fällen zu, 
da die erneute Prüfung der Lage bei diesen Roh- 
stoffen auf den Gemeinschaftsmärkten zu Jahres- 
beginn auf der Grundlage von Vorausschätzungen 
vorgenommen wird, die sich infolge der Ungewiß- 
heiten, die auf allen Sektoren der Produktion und 
des Verbrauchs bestehen, im Laufe des Jahres 1974 
ändern können. Diesen Erwägungen wurde bei der 
Prüfung der Lage bei den einzelnen Erzeugnissen 
Rechnung getragen. 

3. Unter Berücksichtigung der anläßlich dieser Prü- 
fung mitgeteilten wirtschaftlichen Vorausschätzun- 
gen ergeben sich für die betreffenden Erzeugnisse 
folgende Gemeinschaftsbilanzen: 


— Hochgekohltes Ferrochrom 

Defizit in Höhe von 94 400 Tonnen 

— Rohbleib ohne Werkblei 

Uberschuß in Höhe von 51 150 Tonnen 

— Rohzink 

Uberschuß in Höhe von 162 600 Tonnen. 

Hieraus ergibt sich, daß sich bei Ferrosilizumman- 
gan, hochraffiniertem Ferrochrom und hochgekohl- 
tem Ferrochrom, die ein Defizit aufweisen, der Min- 
destbedarf an Einfuhren aus dritten Ländern auf 
31 000, 30 596 bzw. 94 400 Tonnen belaufen würde. 
Zum Ferrosilizium ist zu bemerken, daß es in An- 
betracht der erhöhten Nachfrage nach dieser Ferro- 
legierung aufgrund der Steigerungen der Stahlpro- 
duktion und der zur Zeit verhältnismäßig stabilen 
Kapazitäten der Gemeinschaftsproduktion nicht 
sicher ist, daß 1974 der Bedarf der Ferrosilizium ver- 
brauchenden Industrien so weitgehend durch Liefe- 
rungen der Gemeinschaft oder der Länder, für die 
der Nullsatz gilt, gedeckt werden kann, wie aus den 
obengenannten Zahlen geschlossen werden kann. 
Dies gilt ganz besonders, weil bisher die endgül- 
tigen Bilanzen für dieses Metall stets ein verhältnis- 
mäßig großes Defizit aufwiesen. Auf der anderen 
Seite dürfen die herkömmlichen Handelsströme zwi- 
schen den neuen Mitgliedstaaten und bestimmten 
Drittländern nicht zu plötzlich beeinträchtigt wer- 
den, zumal dieser Handel bis Ende 1973 durch voll- 
ständige oder teilweise Zollsenkungen gefördert 
worden ist. Die Kommission schlägt daher für Ferro- 
silizium die Eröffnung eines autonomen Zollkontin- 
gents zu herabgesetztem Zollsatz vor, dessen Menge 
auf 25 000 t festgesetzt werden könnte. 

Bei Rohblei ohne Werkblei wurde die zwischen den 
neun Mitgliedstaaten anläßlich der Beitrittsverhand- 
lungen getroffene Vereinbarung berücksichtigt 


Warenbezeichnung 

Verbrauch 

Erzeugung 

Aktiver 

Veredelungs- 

verkehr 

Einfuhren aus 
Drittländern 
zum Nullsatz 

am 1. Januar 
1974 eröffnetes 
Kontingent 

Ausfuhren 

in 

Drittländer 

Ferrosilizium 

626 900 

483 000 

3 000 

92 975 

20 000 

51 200 

Ferrosilizium- 

211 550 

105 000 

2 800 

21 800 

50 000 

950 

mangan 

Hochraffiniertes 

168 396 

113 000 

4 000 

12 900 

3 000 

4 900 

Ferrochrom 

Hochgekohltes 

291 540 

170 000 

2 500 

13 840 

— . 

10 800 

Ferrochrom 

Rohblei ohne 

1 136 000 

1 018 000 

8 000 

4 300 

55 000 

101 850 

Werkblei 

Rohzink 

1 471 800 

1 398 300 

21 000 

62 100 

20 000 

133 000 


Die Berechnung des Bedarfs der Gemeinschaft an 
Einfuhren aus Drittländern, die nach der üblichen 
Methode auf der Grundlage dieser Angaben vorge- 
nommen wurde, ergibt folgende Defizite und Über- 
schüsse: 

— Ferrosilizium 

Uberschuß in Höhe von 23 275 Tonnen 

— Ferrosiliziummangan 

Defizit in Höhe von 31 000 Tonnen 

— Hochraffiniertes Ferrochrom 

Defizit in Höhe von 30 596 Tonnen 


(siehe hierzu Protokoll Nr. 14 in der Anlage zu der 
Beitrittsakte). Diese Vereinbarung sieht ein bis Ende 
1977 geltendes komplexes Aktionsprogramm für den 
Zollsatz, das zu eröffnende jährliche Zollkontingent, 
ein degressives Volumen dieses Kontingents sowie 
die Überprüfung der Lage durch den Rat vor Auf- 
hebung des Kontingents vor, um gegebenenfalls 
eine Senkung des autonomen Zollsatzes für Rohblei 
auf mindestens 1,1 RE/100 kg zu beschließen. Diese 
Vereinbarung, die seit 1972 angewandt wird, hat in 
der Sechsergemeinschaft keine Schwierigkeiten ver- 
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ursacht, und nach Ansicht der Kommission wäre es 
verfrüht, im Laufe des Jahres 1974, d. h. in der Mitte 
der Geltungsdauer dieser Vereinbarung, mit der im 
Protokoll Nr. 14 erwähnten Prüfung zu beginnen. 
Die Kommission vertritt infolgedessen die Auffas- 
sung, daß sie in der gegenwärtigen Lage nicht über 
die Bestimmungen der Vereinbarung hinausgehen 
und die Eröffnung eines zusätzlichen autonomen 
Kontingents in Aussicht nehmen kann. 

Bei Rohzink, für das eine ähnliche Vereinbarung 
zwischen den Mitgliedstaaten getroffen wurde 
(siehe Protokoll Nr. 15 der Beitrittsakte), ergibt die 
Errechnung des Gemeinschaftsbedarfs, daß dieser 
Bedarf durch das am Anfang des Jahres eröffnete 
Zollkontingent und die Lieferungen der Gemein- 
schaft oder der dritten Länder, für die der Zollsatz 
ausgesetzt ist, vollständig gedeckt werden kann. Die 
Kommission ist daher der Ansicht, daß sie für Roh- 
zink nicht die Eröffnung eines zusätzlichen Kontin- 
gents vorschlagen kann. 

4. Die in Absatz 2 und 3 dargelegten Erwägungen 
haben die Kommission veranlaßt, die Eröffnung fol- 
gender autonomer Zollkontingente vorzuschlagen: 

— für Ferrosilizium: 

25 000 t zu herabgesetztem Zollsatz 

— für Ferrosiliziummangan: 

31 000 t zu herabgesetztem Zollsatz 

— für hochraffiniertes Ferrochrom: 

20 000 t zu herabgesetztem Zollsatz 

— für hochgekohltes Ferrochrom: 

60 000 t zollfrei. 

5. Bei Ferrosilizummangan bedürfen die vorge- 
schlagenen Verwaltungsmodalitäten, d. h. insbeson- 
dere die Einführung eines Reserveteils, keiner be- 
sonderen Erläuterung, da diese Modalitäten nicht 
von den bereits vorgeschlagenen und vom Rat ge- 
billigten Modalitäten für die autonome Erhöhung 
oder die Eröffnung der vertragsmäßigen Kontin- 
gente abweichen, die früher für diese Ferrolegierung 
vorgenommen worden sind. Was Ferrosilizium und 


die beiden Ferrochromqualitäten anbetrifft, so hält 
es die Kommission in Anbetracht des Umfangs der 
vorgeschlagenen Kontingentsmengen im Verhältnis 
zu dem tatsächlichen Bedarf an Einfuhren aus dritten 
Ländern für angezeigt, die Kontingentsmengen je- 
weils in zwei Raten aufzuteilen, wovon die erste 
Rate auf die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem 
jeweiligen Bedarf aufgeteilt wird und die zweite 
Rate die Gemeinschaftsreserve bildet. 

Die Bildung einer Gemeinschaftsreserve ist in den 
vorliegenden Fällen durchaus gerechtfertigt, denn 
die in der Anlage beigefügten Entwürfe sehen die 
ursprüngliche Beteiligung an der Erhöhung nur der 
Mitgliedstaaten vor, die tatsächlich einen zur Zeit 
voraussichtlichen Bedarf haben, der zu decken ist. 
Die Kommission ist sich jedoch der Probleme be- 
wußt, die sich bei der Entwicklung dieses Bedarfs 
stellen, und behält sich daher die Möglichkeit vor, 
diese Verordnungsentwürfe später den eventuellen 
Erfordernissen anzupassen. 

6. Der für die autonome Erhöhung der Zollkontin- 
gente für Ferrosilizium und Ferrosiliziummangan im 
Jahre 1973 festgesetzte Kontingentszollsatz betrug 
7 v. H. (statt 10 v. H.) bzw. 4 v. H. (statt 5,5 v. H.), 
während der Kontingentszollsatz für die letzte 1970 
beschlossene Erhöhung bei hochraff iniertem Ferro 
chrom 5 v. H. (statt 8 v. H.) betrug. Die Festsetzung 
der Zollkontingente für die zur Zeit geplanten auto- 
nomen Erhöhungen auf 7 v. H. (für Ferrosilizium), 
4 v. H. (für Ferrosiliziummangan) und 5,5 v. H. (für 
hochraffiniertes Ferrochrom) berücksichtigt offen- 
sichtlich sowohl die Lage der Gemeinschaftsproduk- 
tion auf diesen Sektoren als auch die Notwendigkeit, 
Anreiz zu einer stärkeren Versorgung in der 
Gemeinschaft zu bieten. 

Bei hochgekohltem Ferrochrom vertritt die Kommis- 
sion die Auffassung, daß in Anbetracht der beson- 
deren Lage des Marktes für dieses Erzeugnis in der 
Gemeinschaft und der Tatsache, daß es sich um ein 
neues Gemeinschaftszollkontingent handelt, der 
Kontingentszollsatz ausgesetzt werden sollte. 
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